
Beglaubigte AbschriR

Kammergericht

Az. ...:. 23 UKJ 1124

Im Namen des Volkes

In Sachen

Venbraucherze-nb-aJe Nol!'dme:in-Westfa!eJ'il e.V., vertreten durch d. Vorstand Wolfgang

Sohuldzins.ki, Mi:ntropstra.ße .27, 40215 Dusseidor!

- Kläger ­

Przessbe • • •

gegen

prtmacall GmbH. vertreten durch d. Geschäfsiuhrung, Großbeerenstraße 2. - 10, 12107 Berlin

- Beklagte ­

Rechtsanwalt.

- •

hat das Kammergericht - 23. Zivitsenat - durch die Vorsitzende Rk.hterin am Kammergericht

-die Richt-erin am Landgeridf und den Richter am Kammergericht

aufgrund der mündlidlen Verhandlung vom 08_:)52024 fic Recht erkannt

1. Der Beklagten wird es bei Me"kfung e:nes für jeden Fa!: der Zuwiderhandlung festzuset­

zenden Ordnungsgeldes von bis zu 250JJ0O,OO EUR ersatzweise Ordnungshaft bis zu

sechs Monaten, oder Ordnungshaft bis zu sechs Monaten, diese zu vollstrecken an den

Mitgiedem der Geschä"sführung. untersagt de folgende und dieser inhaltsgleiche Klau­

seln in Bezug auf Teiekornrmnukations;--ertrage zt1 •:e1Y1enden, sofern nicht der Vertrag

mit einer Person abgeschlossen wird, die :n Ausübung hrer gewerblichen oder selbständi­

gen beruflichen Tätigkeit handelt :J n.!.emeh:mer' .
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..Mit meiner Unterschuift beautrage ich die primacall GmbH. meinen

Tarif im Anschluss an meine aktuele {au:zeit um weitere 24 Monate

zu den bisherigen Kond:tionen zu verlangem."

2. Die Bekiagte wird \-ennie5t, an den Kläger 260JH) € nebst Zinsen in Höhe von 5 Prozent­

punkten über dem Basiszinssatz seit dem 21.02_2024 zu zahlen.

3 ..Die Beklagte hat die Kosten des Rechtsstreits zu tragen.

4 . Das Urteil ist wegen des Tenors zu 1) gegen Sicherheitsleistung in Höhe von

15.000,00 €, im Übrigen gegen Sicherheitsleistung in Höhe voo 110% des jeweils zu voll­

streckenden Betrages vorlauig vostreckbar.

5. Die Revision wird zugelassen.

Tatbestand

Der Kläger ist ein Verei:n, der sidt satzungsgemäß urter anderem der Durchsetzung von Ver­

braucherinteressen und -redlten widmet Er ist in die Liste· der quafifizierten Einrichtungen nach

§ 4 des Untertassungsldagengesetzes lJKlaG' e:;ngetragen_

Die Beklagte erbringt Telekommunikationsdienstleistungenua. DS1- und Mobilfunkverträge),

dies auch gegenüber Verbrauchern.

Dem Kläger wurde voo einem Verbraucher ,ein Anschre:ben der Beklagten zugeleitet, in der die

Beklagte gegenüber dem Verbraudler eine Eridanmng zr'erlangerung des DSL-Anschlussver­

trages bewirbL

In dem Schremen heißt es u.a.

„Sehr geehrter Henr .._
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als Dankeschön für Ihre Treue erhalten Sie bei einer Vertragsverlängeru:ng ab sofort eine Gut­

schrift in Höhe von 20 € und profitieren zusätzlich weitem:n voo den attraktiven Konditionen Ih­

res günstigen Tarifes!

Ihre Vorteile auf einen Blick:

- Sie erhalten eine Gutschrift in Hohe von 20€

- Nach Ablauf Ihrer aktuellen Lauzet genießen Sie weitere

24 Monate die attraktiven Kondonen Ihres günstgen Tarifes,

- Einfach dieses Fomurlar noch heute wi.l.ersch.rieben. zurüdcsenden

Ja, ich möchte weiterhin von meiren:. guns!lgen Tarif profitieren und mir meine 20 € Gutschrift si­

chem.

Mit meiner Untersduffi: beauftrage ich die primacaß Gmb.tat. meinen Tarif im Anschluss an meine

aktuelle Laufzeit um weitere .24 Monate zu den bisherigen Konditionen zu verlängern.

[ ]

Wegen des weiteren Inhates wird auf das AASclireiben, Anlage K1, Bezug genommen.

Der Kläger mahnte die Beklagte mit Schrciben vom 14.11.2023 unter Fristsetzumg bis zum

22.11.2023 ab. Auf den I n.ha.'t des Abmahnschreibens wird Bezug genommen, Anlage K2.1.

Der Kläger ist der Ansicht der Unterlassungsanspl.JCh ergebe sich aus $ 1 UKlaG. Die streitge­

genständliche Klausel verstoße gegen§ 309 Nr. 9 fit a} BGB. Die Regelung gelte nicht nur für

den erstmaligen Abschuss eines Vertrages, sondern auch für den Abschluss von Verträgen,

mit denen ein bestehender Vertra.g modifizfert werde. so dass es -wie hier - zu einer Veränge­

nmg komme.. Denn Verbraucher. die das Angebot der IBeidagten durdl Unterschrift annehmen,

stünden dem Markt über mehr als 24 Monate nicht zur ''erügug. Die Regelung diene einer­

seits dem Schutzvoo Verbraucher, de nicht unnötig lange in mög6cherweise für sie nachtel li­

gen Vertragen gebunden sein soßen. Sie dene aber auch dem Wettbewerb, indem sie dafür sor­

ge, dass Kunden spätestens nach 24 Monaten "Nieder den Angeboten des Wettbewerbs zur Ver­

fügung stehen und einen Neuabschluss tätigen können.
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Ferner verstoße die von der Beklagten verwendete Klausel gegen § 307 Abs. 1, Abs. .2 Nr. 1

BGB, iVm. § 56 Abs. 1 S.1,Abs. 3S51 TKG_

Mit seiner der Beklagten am 20.022024 zugesteen Klage beantragt der Kläger,

11. der Beklagten es bei Me:d\mg cines Ordnungsgeldes von bis zu 250.000,00 EHR, er­

satzweise Ordnungshaft oder Ordnungshaft bis zu sedls Monaten, Ordnungshaft zu voll­

strecken an den Mrtgliedem der Geschäf".sführung, zu untersagen, die folgende und die­

ser inhaltsgleichen Klauseln n Bezug auf TeJelwrnmunika!5cnsverträge zu verwe roden, so­

fern nicht der Vertrag mit einer Person abgeschossen wird, die in Ausübung ihrer gewerb­

lichen oder selbständigen bendchen Tä.jgk.e:t handelt (Unternehmer),

..Mit meiner Untersduffi beauf!rage ich die primnaca! GmbH, meinen Tarif im An­

schluss an meine aktuele Laufzeit ur weitere 24 Monate zu den bisherigen Kondi­

tionen zu verlängern.-

2. die Beklagte zu verurtelen, an ihn 260,00 € nebst Zinsen in Hohe

von 5%-Punkten über dem Basiszinssatz ab Rechtshängjgk.eit zu zahlen.

Die Beklagte beantragt,

die Klage abzuvretserr..

Er vertritt unter Berufung auf eine Entscheidung des OLG Köln die Auffassung, ein Verstoß ge­

gen § 309 Nr. 9 lt a) BGB liege nidlt vor, weII der'-/ertrag veriäng:ert werde und $ 309 Nr. 9 Iit

a} BGB, daher keine Anwendung finde. Die 'orschuift des§ 309 Nr.. 9 lit a) BGB regele die Erst­

laufzeit des Vertrages. Klausen zu Laufzeiten, die sich an de Ersdaufzeit anschließen, unterfie­

len § 309 Nr. 9 lit. b) .BGB.

Entscheidungsgründe

Die zulässige KJage, ist begründet Der Kläge-r hat gegen die Beklagte ,einen Anspruch aus § 1

UKlaG in Verbindung mit $ 309 Nr. Et a' BGB auf Unterlassung der aus dem Tenor ersichtli­

chen Klausel. Na.eh§ 1 UKJaG kann auf Unterlasstmg in .6.nspruch genommen werden, wer in ~1-



23 UKI 1'24

- Seite 5 ­

gemeinen Geschäftsbedingungen Bestmrnungen, e nach. den§§ 307 bis 309 BGB umvirk.­

sam sind, verwendet oder für den rechtsgeschäfilichen Verk.e1:v empfiehlt

Die Vereinbarung ist an g 309 Nr. 9 Et a, BGB zu messen. Danach sind AGB unwirksam, die

den anderen Vertragsteil länger arrs zwei Jah.re an den Vertrag bilden_

1 _ Das streitgegenständSche Sduclben der Beklagten sieht eine schon zum .Zettpunkt der Unter­

schrift bindende Verlängerung der Lauzet vor.

Anders als im faJJ des BGH, der setner Entsdi.eidtmg ,'OITI 02_02..2023-111 ZR 63/22 - zugrunde

Jag, ist irn vorli,egenden Fall der lnha!t.derzwischen den Parteien getroffenem Vereinbarung un­

streitig. Er entspricht der Anlage K1.1, de de vertragliche ud vom Verbraucher unmittelbar un­

terschriebene Verembarung wiederg-::bt

Diese beinhaltet eine Vertragsverlängerung_ Das ergibt sich bn Wege der Auslegung_ Die Anla­

geK1. 1I spricht ausdrücklich vor einer Vertragsverlängerung. Die Wortwahl „sofort' sowie die Ge­

staltung des Formulars rufen das Versländnis hervor, dass die Gutschrift in Höhle von 20 € so-

wie dle „Sicherung des günstigen TaJi!'s· mn:Zwiidtsendung des, untersdlriebenen Formu'lars

eintreten soll. Lediglich der Beginn der weiteren 24 !onate wird auf den Ablauf der aktuellen

Laufzeit aufgeschoben. Das Versiancinis einer bindenden Verefn.ba.rung wird durch die .zugesag­

te Gutsahrift verstäfkt Da er sich eine Gegeneistmg versprechen lässt, geht der Verbraucher

von einer wechselseitigen Verpflichtung aus. Rechich hand:elt es sich um einen Telekommunika­

tion svertr:ag verbunden mtt ciner aufsciliebenden Bedingung oder Zettbestimmung_ Dabei kann

im vorliegenden Kontext dahinstehen, ob es sich um eine reine Zeitbestimmung im Sinne des

163 BGB oder um eine aufsdliebende Bedingung i::rr:. Sif'lJle des§ 158 Abs. 1 BGB dergestaJt han­

delt, dass die Beklagte den am Ende des Schreibens ereiten Auftrag" im Anschluss an die aktu­

elle Laufzeit ausfüM Jn beiden Fa=en ::egt efn tatbestandlich vollendetes und vollgültiges Rechts­

geschaft vor, bei dem nur seine Redltswtrktmgen (teilweise- bis zwn Einbitt der Bedingung

oder der Zeitbestimmung in der Smwebe sind 'gl. ETenberger in Grüneberg, BGB, 83_ Aufl.,

Einf vor § 158 Rn. 8).

Wollte man entsprechend der Formulierung .beaufrage" ausschließlich von einem Auftrag aus­

gehen, ergäbe sich nichts Anderes_ Aus den oben genannten Gründen, die für eine sofortige

wechs-elsei1ige Bindung sprechen_ wäre da"tron auszugehen, dass die Vertragsparteien ihr

Recht aus§ 671 Abs. 1 BGB, den Auftrag _;eoerzeit Zli 'widerrufen bzw..zu kündigen, stillschwei-
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2. Bei der Vereinbarung handelt es sich um eine aigemeine Geschäftsbedingung iSv. § 305

Abs. 11 IBGB.

Da.s von der Beklagten verwendete Formular lässt dem Kunden keine Wahlfreiheit bezüglich der

verlängerten Laufzeit, wie dies zum BeispieJ der Faü Qelli."esen wäre, wenn der Kunde die ge­

wünschte Laufzeit selbst in ein hierfür freigelassenes Feld hätte eintragen können (vgl. Grüne­

berg, in Grüneberg, BGB, 83. Aufl.,§ 305 Rn_ 8j_ .A.liein der Umstand, dass das FormuJar aus­

schließlich die Vereinbarung über de Vertragsverlängerung enthält und der Kunde diese unmittel­

bar unterschrieben hat, führt noch nicht zwn Vorliegen einer lndividu alvereinbarung gemäß

$ 305 Abs. 1 S. 3 BGB oder einer ur,:mitteI:bar den Gegenstand des Vertrages regelnden Vereinba­

rung, die gemaß $ 307 Abs. 3 BGB von der lnhaI'tskon!:rolle ausgenommen sind (vgl. dazu: Grüne­

berg, a.a.O., § 307 Rn_ 41 )_ Ma.ßgeb2ich ist cfe betreffende Klausel selbst !Der Verwender muss

sich deutlich und ernsthaft zur gewunsch!:e:n Anderung der jeweitigen Klausel be-.reit erklären.

Dem Vortrag1 der Beklagten muss entnommen -_..""e-rden können. ob und inwiewert sie bereit gewe­

sen wäre, die Vereinbarung zur Vertragsverlängerung zu ändem. (vgl BGH, Urteil vom

20.032014- VII ZR 248113 -, NJ\N .2014 S. '!725, Rn. 27, beck-oo.?Ine}_

Bei dem streitgegenständ1ichen Passus handelt es sich unstreitig um eine für eine Vielzahl von

vertragen vorformulierte Rege'ung. Auf den Inhat dieser Regelung hatder Verbraucher keinen

Einfluss. Gegenteiliges behauptet die Beklagte nicht

Der von der ißeklagten im Termin gezogene Verg;e-ich mit ZW"e: vorgesehenen AnkreuzmögHch­

keiten hilft ihr nicht weiter. Denn die Erö.nung einer Wahlmöglichkeit zwischen mehreren vorfor­

mulierten Vertragsbedingungenbegründet noch k.elne· lndividi.Ja!abrede·. Vielmehr muss auch

h:ier der Vertragspartner des Klause#verwenders Gelegenheit erhalten, alternativ eigene Textvor­

schläge mit der effektiven Mogfichket ihrer Durchsetzmg einzubringen (vgl. BGH, Urteil vom

113.03.2018 - Xl ZR 291!16, N.JW-RR 2018, 814 Rn 16, beck-online\.

3. Die von der Beklagten verwandte Klausel ~"eßtößt gegen§ 309 Nr.9 it a) BGB, da die Verfän­

genmg um 24 Monate erst nach Ablauf der aktueDen Laufze~ beg1nnl und sich somit zum Zeit­

punkt der Vereinbarung eine Laufzeit von insgesamt mehr als 24 Monaten, nämlich Restlaufzeit

+ 24 Monate, ergibt
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a} Dies wird allerdings für den hier vorliegenden Fall ener Verlängerungsvereinbarung in Abgren­

zung zu einem Neuabsclüuss oder Elstvertrag in der Rechtsprechung unterschiedlich beurteilt.

Nach Auffassung des OLG Düsseldorf [Urtei vom 31 _032022 - 2C U 7112.1) ist im vorliegenden

Fall von einem Verstoß gegen$ 309 Nr. 9E a sowie gegen $ 43b S.1 TKG aF. und gegen S

56 Abs. 1 TKG auszugehen. Zwar lag dort ein Sachverhait zugnmde, in dem es nicht nur um ei­

ne reine Verlängerung, sondern zusä.lz:lich um ein r.eues vergünstigtes Smartphone mit zugehöri­

gem Tarifwechsel ging. Dieser Umstand war für das OLG Düsseldorf aber nicht entscheidend

in dem Sinne, dass es hierauf die Annahme eines ~euve:rtrages gestützt hatte. Es hat vielmehr

die im Wege der Auslegung vommehmende Untersdleidung -- wie sie das OLG Köln (s. unten)

vorgenommen hat - zwischen Neuabschluss und Vertragsverlängerung ausdrückl'ich für unerheb­

lich gehalten (a.aO., Rn. 38, juris) Unter anangficherMindestvertragslaufzeit in Art. 30 V der

Richtlcnie 2002122/EG uoo den die Ridr!:I':nie trnsetzenden § 43b s_ 1 TKG aF sowie nachfol­

gend in§ 56 Abs. 1 TKG n.F. sei nicht - so aber das OG Köln - nur die inl Erstvertrag festge­

setzte Mindestvertra.gslaufzeit .zu verstehen, sondemn jegicher Vertragsschluss, der durch aktuel­

le Willenserklärung zustande kommt {a...a.O., Rn. 39, jurist Dan.ach fällt auch eine schlichte Ver­

tragsverlä.nge-rung unter§ 56 Abs_ 1 TKG und§ 309 Nr_ 9 l!t al BGB.

Das OlG Köln ist demgegenüber entsprechend einer verbreiteten Ansicht ohne weitere Probte­

ma1tl sierung davon ausgegangen, dass§ 309 Nr_ 9 Ht. a' BG:B und§ 43b TKG aufVeli:ragsverlän­

gernngen kerne Anvrendung finden. sondern für d:es.e· § 309 Nr_ 9 6l b) BGB einschlägig 1isL IF,o!g­

lich hat es - anders als das OLG Düsseldorf - im 'Wege der Vertragsauslegung ermittelt, ob ein

Neuabschluss oder eine, Vertragsverlä:ngerung vorfegt [und im Ergebnis eine Vertragsverlänge­

rung bejaht).

Der BGH hat in seiner Entscheidung vom 02.02.2023 - III ZR 6322 die Frage eines Verstoßes of­

fen gelassen und ausgefillut, die unionsredltsk.on;orme Ausfegmig von § 43b I TI<G af im Lich­

te von Art. 30 der RL 2022.122JEG führe nicht iJr.. Sinre eines sogenannten .acte cdair zu dem of­

fenkundigel'JJ Ergebnis. dass diese Vor.;dui;I: nicht nm Neuahschlüss.e von Telekommunikations­

vertragen, sondern auch die Verlängerung bestehen.der Vertrage mr.: geänderten Bedingungen er­

fasse.

b} Der Senat hält die vom OLG Düsseldorf vet'.Tetene Au:rassung im Ergebnts für überzeugen­

der_
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(1) Das OLG Düsseldorf führt zutreffend aus Rn. 40):

.$ 309 Nr. 9 Irt a) BGB bezieht sich jedoch auf sämtliche Verträge, die durch aktuelle Willenser­

klärungen zustande kommen. Die Regelung des § 309 Nr_ 9 lit bl BGB __ . betrifft nur •automati­

sche Vertragsverlängerungen", also au fingierte Vertragsschlüsse bzw_ bereits bei Abschluss

des Erstvertrags für den Fall des Schweigens des Kunden getroffene Vereinbarungen [...]. Die

Abgrenzung zwischen § 309 Nr. 9 lit a BGB einerseits und e.:.. b) andererseits hat dementspre­

chend ni cilt zwischen Erst- idieser [t ajj und Foigevertrag 'dieser lil b)). soodem zwischen

durch aktuelle \tVillen.serldärung .zustande gekommene Uil c( • und durch fiktive bzw-. vorwegge­

nommene Willenserklärung zustande gek.ommene tiit b)) Verträge zu ertolgern. Die Regelungen

unterscheiden je nacll Sdn.rtzbedurffigke n: des Kunden, die bei f.ktivenlvorweggencmmemm Wil­

lenserkJärungen größer ist als bei akhJeren Vlillenserldärullg"en. Die A.usiegu:ng des Landge­

richts fuhrt dazu, dass bei durch aktuelle ':.enserkdärungen zustande gekommenen Verlange­

nmgsverträge weder li't a) kein Erstvertrag noch lit b} keine fiktiven Erklärungen) gilt und sich

dadurch eine Uick.e auftut In der Literatur nden sich jedoch keine Anhaltspunkte für eine derarti­

ge lücke, geschweige deM, "rNie cfiese Lücke zu schließer wäre. Es ist auch[ ...] kein Grund da­

für ersichtlich, Erst- und Verlängerungsverträge unterschied.ich zu behandeln. $ 309 Nr. 9 lit a)

roll den Kunden allgemein vor überlanger Ve!!ragsb:ndung bewahren."'

Dieser Argumentation schleßt sich der Senat an. Sie er{spricht vor allem dem Sinn und Zweck

der Regelung, denWettbevterb auf dem Telekommunikationsmarkt nicht durch übennäßig lan­

ge laufzeiten und hieraus ogerde Kundenbindungen zu beeinträchtigen. Es ist nicht ersicht­

lich, wieso, hier zwischen einem Neuabschluss und der Verlängerung eines bestehenden Veritra­

ges unterschieden werden so. In beiden Fäen ist der Kunde gleichermaßen gebunden und für

Wettbewerber :nicht ansprechbar. Zutreffend ·.veist der Kläger darauihin . eine Laufzeitbegren­

zung nur für Neuverträge würde keinen umfassenden Schutz für die Verbraucher bieten und Lü­

cken lassen. Es wäre mög]ich_ einen soeben abgeschlossenen Neuvertrag mit einer nahezu un­

begrenzten Vertragslaufzeit zu verlängern. da es sich nicht mehr um die .anfängliche Laufzeit

handeln würde (vgl Klagesduffi: S. 6j.

(2) Aus - dem zum Zeitpunkt des Verstoßes im August 2021 noch geltenden - S 43 b S. 1 TKG

a.F und dem seit dem O1.12.202.1 in Kraft ge-trete-nen § 56 Abs. 1 S. 1 TKG n. F _ sowie den ih­

nen zugnmde liegenden Richtli:nien ergibt sich nich.3 Anderes_

§ 43b S. 1 TKG aF dient der Umsetzung voo Arl 30 Abs. 5 S. 1 der RL .2002/22/EG (Universal-
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diensbichtlinie; ABI. 2002 L 108 v_ 24_042002. sr in der durch die RL 2009!136/EG des Europäi­

schen Par1aments und des Rates '-.-'om 25_ 112009 -geänderten Fassung (ABL .2009 L 337 v _

18.12.2009, 11) § 56 Abs_ 1 s_ 1 TKG setzt Art 105 Abs_ 1 s_ t RL (EU) 2018/197.2 v_

1111_112_2018 ~Elektronische Kommunikatioosk.odex-Ric.trt::nie, ABL 2018 L 321 v 17.12.2018,

36) um (vgl_ BGH, Urteil vom 02_022023-111 ZR 63.'22, GRUR 2023 S_ 643, Rn_ 41, beck-on-

line). Danach stellen die Mitgffedstaa.ten sidler, dass Verträge zwischen Verbrauchern und Unter­

nehmen, die elektronische Kommunikationsdienste erbringen, keine anfängliche Mindestvertrags­

laufzeit" beinhalten, die 24 Monate übersch.re:tet ßHM ist- im Gegensatz zu§ 309 Nr_ 9 lit. a)

BGB - von "anfängliche[r] [Mindestvertrags.Laufzeit" de Rede_ Dies führt aber nicht zu einem an­

deren Auslegungsergebnis.

Das OLG Düsseldorf (a.aO Rn. 41f hat insoweit zurefiend ausgeführt

„Die Gesetzesbegründung (BT-DRs. 17/5707 S. 65 spricht eine Beschränkung auf Erstverträ­

ge nicht an. Der Begriff ist zudem vor dem Hmtergrund der zugrundeliegenden RJchtlinien auszu­

legen. $ 43 S. 1 TKG aF. diente der Umsetzung von Art 30 Abs_ 5 S_ 1 RL 2002/22/EG i.dF

von Art 1 Nr_ .21 Rl 20091136,i'EG_ Sowett dort von "anfängliche Mindestvertragslaufzeiten" die

Rede ist, ist dies vor dem Hintergrmd zu sehen" dass Verlängerungsk1auseln typischerweise

durch AGB vereinbart wurden, de bereits durch Anhang iit h; RL 93'13/EWG reguliert wurden,

während durdl aktuelle· VVillenserldänmgen zustande gekommene Laufzeitklauseln nicht regu-

ti ert vvurden und insoweit unionsrechfch weitergehender Regulierungsbedarf bestand. Auch 1i nso­

weit ist nicht zwischen Erst- und Folge:..·ertrag_ sondern zwischen durdl .aktueHe Willenserklärun­

gen zustande gekommene Vertrag einerseits und durch fi.lreve.:'Wrv.,e,ggenommene Willenserklä­

rung zustande gekommenen Vertrag andererseits zu unterscheiden_ Die Klausel wird in Erwä­

gungsgrund 47 mit. der Schaung eines v."et".bewerbsmientierten Umfeldes gerechtfertigt, dem

die Festlegung zumutbarer Mindes!!aufzel::en in "..:'er:br.rucherverträ.gen nccht entgegen stünden.

Diese Begründung tur die Einschränkung der 'Vertragsfreiheit glt aber unabhängig davon, ob es

sich um einen Erst- oder um einen Folgeertrag handelt Soweit de Beklagte im Termin ge­

meint hat, bei einem bloßen For.s.etzungsbedarf sei der Verbraucher weniger schutzwürdig,

weil er das Produkt bereits k•enne, [ ] triffi cfiese Erwägung nicht den Grund für die Beschrän-

kung der Vertragsfreiheit, n.am6dt Yii-et:bev.-erblkile Gründe_ Das Wort. •anrangtich• (im Engli­

schen: 'initial") bezieht sic.h nicht auf den Verlragssdlluss, sondern auf die V,ertragslaufzeit

Die Folgeregelung des Art 105 RL (EU 2018972 regelt dies karer. Sie regelt in Abs. 1 UA 1

s.1 die vereinbarte Mindestvertragslauf.zert und cn Abs_ 3 d3e MögBdtkeitje,derzeitiger und kurz-
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fristiger Kundigungsmog6chkeit bei automatischer Verlängerung". Sie· regelt nunmehr selbst

den Fall stillschweigender Verlängerung Dasort "anfänglich" ist in Abs. 1 UA 1 S. 1 nicht

mehr ent!hatten_ Als erhebliche Änderu:ng wird dies nidtt angesehen, da die Erwägungsgründe

(259) darauf nicht eingehen. Von daher ist aus der fehlenden E!Wahm.mg der Änderung in den Er­

wägungsgründen sowie dem übersehen de:- Textändenll'lQ" der Richffinre bei der Umsetzung in

$ 56 TKG nF. zu schlussfolgemn, dass sich 'esenjches nicht geändert hat Auch 56 Abs. 1

fKG n_f _ ist fulglfoh im gleichen Sinne auszulegen_~

Diesen Ausführungen schfießt sich der Senat an

c) Die Argumentation der Bek1agten i:m. Schrifisatz vom 15Jl42024, S_ 3ff_ (Bt 42f der Akl:e), wo­

nach in der vor1iegenden Falllronstetlation nicht zu befürchten sei_ dem Verbraucher würde eine

längere Vertragsbindung -untergeschoben', geht an dem ebenfa:Ils bezweckten Schutz des Wett­

bewerbs vorbei_ Es geht im vorliegenden Faß :!'r.. Jbrigen nicht um Täuschung, Irreführung oder

eine lntransparenz der K1ausel gemäß§ 307 Abs_ 1 S.2G3 oder eine überraschende, weil ver­

steckte KJause] gemäß § 305 c l BG3_ Auch für den \:'erf>raucher klar verständliche und erkennba­

re AGB können gegen $ 309 BGB verstoßen.

Die von der Bekiagten herangezogenen Quellen aus dem Gese1zgebtmgsverfahren zum Ge-

setz über faire Verbraudlerverträge "Schrt:'"-.sa.tz ;"Olll 15J)42024, fnsb_ Gesetzesentwurf der

Bundesr,egierung, BT-Dru-cksache 19'26915 vom 24.022021, S. 30f,s.a. S. 16) befassen sich

:nicht mit der vor:l:iegenden FragesteL\r.ng_ :n welchem Umfange nachträgliche ausdrücldiche Ver­

einbarungen über eine V,ertragsveriängerung ur:ter ''erwendung entsprechender AGB zulässig

sind. Der Begriff .Erstvertrag' wird in Abgrenzung zur automatischen oder stillschweigenden Ver­

längerung verwandt Nur solche Rege:Wlg'en finden skh natu:rgemaß in den von den Anbietern

mit den Verbrauchern abgeschlossenen Erstverträgen_ Dieses Szenario eines Vertrags mit ei­

ner Laufzeit von 24 Monaten verbunden mit einer s±schweigenden Verlängerung war Gegen­

stand des Gesetzes und rolhe erschwert werden_ De! Wo:'jaut des§ 309 Nr_ 9 lit a) BGB ist

letztlich unverändert geblieben ivgi Gesetzesbeschuss des Deutschen Bundestages,

BR-Drucksache 56512.1 vom 25J)62O21). Der Gese'!zgeber hat bisher davoo abgesehen, eine

Einschränku.r:1g1 auf Erstverträge vorzunehrr.en. Den Quellen lässt sich allenfalls entnehmen,

dass der Gesetzgeber eine Laufzeit über 24 Monate hinaus effektiv erschweren wollte. Das ver­

deutlicht die im Ergebnis Gesetz gewordene NoreJenmg des§ 309 Nr. 9 Et b) BGB, die-die zu­

vor mögliche stillschweigende Verlängerung um 1 Jah! garizlidl abgeschafft hat und nur noch ei­

ne Verlängerung auf unbesüm.mte Zcil rn.9: einer Kündigungsfrist von höchstens 1 Monat zulässt
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4. Nach den Grundsätzen der Geschasführung ohne Auftrag steht dem Kläger weiterhin der in

Rechtsprechung und Literatur allgemein anerkannte Anspruch auf Ersatz seiner Aufwendungen

in Form einer Unkostenpaus.chale für sene Abmahnug gern.aß § 683 BGB und aus § 5 UKlaG

m. $ 13 Abs. 3 UWG zu, deren Hohe von 260,33€ die Beklagte nicht angegriffen hat Es ent­

spricht dem objektiven Interesse und damit auch dem mutmaßlichen \Villen der abgemahnten

Beklagten, durch eine Abmahnung zur Aufgabe ihres unzulässigen wettbewerblichen Verhaltens

veranlasst zu werden, um die -.,.-esent6ch höheren Kosten einer gerichtlichen Auseinanderset­

zung zu vermeiden.

Der Zinsanspruch folgt aus $ 288 Abs. 1.$ 286 Abs 1S.2 BGB.

5,_ Die prozessualen Nebenentscheidungen beruhen auf§ 91 Abs. 1, § 709 S. 1 ZIPO.

Eine Vor1age an den El!GH ist im tfin.blidc: auf die Z11QelaSSen.e Revisioo nicht angezeigt Unab­

hängig von der Frage, ob sich aus den genannten Richtiren eine zwingende Auslegung des§

309 Nr. 9 lit a) BGB ergibt und unabhängig dar„-on, wie der EuGH die· ihm zwischenzeitlich vom

OLG Düsseldorf vorgelegten Fragen (vgl. EuGH, Gerichtsinformation vom 06.10.2023, Rechtssa­

che C-612/ 23) beantwortet ist die Revision in jedem Fale wegen der Divergenz zur Rspr. des

OLG Köln gemäß 8 543 Abs. 2 S 1 Nr 2 7PO zuzulassen. Diese bezieht sich unmittelbar auf

die Auslegung des S 309 Nr_ 9 lila· BGB.

-

Vorsitzende Ridlterin

am Kammergeridlt

Richterin am Landgericht

ist wegen Ur­

laubs verhindert ihre Unter­

sduili beirufüger._

-

Richter

am Kammergericht
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Verkündet am 22.05.2024

als Urkundsbeamter der Geschäf.sstelie

Fur die Richtigkeit der Abschrift

Berlin, 23.05.2024

Urkundsbeamter der Geschäftsstelle
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